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Gemeindetag fordert klare Einhaltung der Konnexität
Große Bildungsreform - große Kosten – wer bezahlt?
Stuttgart. Der Gemeindetag Baden-Württemberg begrüßt die Überlegungen der neuen Landesregierung, die Kommunen beim Ausbau der Kinderbetreuung zu unterstützen. Ob eine Erhöhung der Grunderwerbssteuer  hilfreich sei, die auch wiederum junge Familien belaste,  bezweifelt der Verband. Der Betrag, der dadurch den Kommunen zur Verfügung stehen würde, reiche bei Weitem nicht aus, um den Ausbau der Betreuungsangebote für Kleinkinder  zu finanzieren. 

Die Hauptfinanzierungslast für den Ausbau der Kleinkindbetreuung liege schon heute bei den Kommunen. Den finanziellen Kraftakt, um die Kinderbetreuung bis zum Jahr 2013 finanzieren und den Rechtsanspruch ab 2013 für  die Kinder unter drei Jahren erfüllen zu können, könne von den  Kommunen ohne eine deutlich bessere finanzielle Beteiligung vom Land nicht geleistet werden, so Kehle weiter.

Die Einführung weiterer verbindlicher Elemente des Orientierungsplans für Bildung und Erziehung ist für die Kommunalvertreter wie bisher ebenfalls nur dann vorstellbar, wenn das Land die dafür notwendigen zusätzlichen Kosten konnexitätskonform übernimmt. „Wir sind interessiert daran den Orientierungsplan, der auch von allen Fachleuten begrüßt wird, umzusetzen“, sagt Präsident Roger Kehle. Wie auch in der Vergangenheit schon mehrfach dargelegt, seien die Kosten von rund 650 Millionen Euro jährlich von den Kommunen nicht zu schultern. Genau aus dem Grund sei der Orientierungsplan lediglich teilweise verbindlich eingeführt worden. „Und wer den Orientierungsplan in seiner Gesamtheit haben will, muss die Kosten dafür übernehmen“.

Neue Schulmodelle nicht ohne den Schulträger
Aufgrund der Erfolge und Stärken des bisherigen baden-württembergischen Schulsystems müssten Neuerungen und Reformen im Schulbereich mit Augenmaß und gemeinsam mit den Kommunen als Schulträger entwickelt werden. „Grundvoraussetzung bei allen Neuerungen ist, dass die Durchgängigkeit der Bildungssysteme, auch bei Schul- oder Wohnortwechsel, gewährleistet bleiben und die Reformen auch tatsächlich zu Verbesserungen des Schulsystems führen“, sagte Roger Kehle.  Der Gemeindetag spricht sich deshalb dafür aus, neue Schulkonzepte zunächst im Rahmen von Schulversuchen zu erproben. Gemeindetagspräsident Kehle geht davon aus, dass Modellversuche zunächst ergebnisoffen und transparent mit allen Beteiligten diskutiert und endgültige Entscheidungen erst auf der Grundlage eines breiten gesellschaftlichen Konsenses getroffen werden.
Nachdem der Koalitionsvertrag heute vorgestellt wurde, werden sich die Gremien des Gemeindetages ausführlich mit den geplanten Projekten und Reformen auseinandersetzen. „Wir werden konstruktiv mit den zukünftigen Koalitionären in allen die Kommunen betreffenden Fragestellungen zusammenarbeiten“, so der Präsident. Klar müsse jedoch sein, dass die Kosten nicht auf die Kommunen abgewälzt werden können.
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